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Antrag 0920/2013 zur Sitzung Stadtrat am 12.06.2013 

 

Inklusive Gestaltung der Spielplätze und der Außengelände  

bei Kitas und Schulen (SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP) 
 

Die Stadt Mainz ist bereits im Jahr 1998 der Barcelona- Erklärung beigetreten. Seit 2009 ist die UN 

Behindertenrechtskonvention völkerrechtlich für Deutschland verbindlich. Die Teilhabe am Leben 

in der Gesellschaft ist damit verbrieftes Menschenrecht. Die Stadt Mainz ist seit vielen Jahren mit 

großer Anstrengung dabei, dieses Teilhaberecht allen behinderten Kindern und Eltern zu ermögli-

chen. So sollen in jedem Stadtteil Schwerpunkt- Kitas und ausreichend Schwerpunktschulen und 

Einzelintegrationen als erster Schritt die selbstbestimmte Teilhabe im Quartier ermöglichen.  

Bei all diesen Anstrengungen muss der Fokus auch auf einer inklusiven Nutzungsmöglichkeit von 

Spielplätzen und den Außengeländen der Schulen und Kitas liegen, damit alle Kinder die Zeit im 

Freien spielerisch gemeinsam nutzen können. Neben den bisherigen Ansätzen soll jetzt systema-

tisch die Chance bei allen Neuanlagen und Ersatzbeschaffungen zur inklusiven Gestaltung genutzt 

werden. 

 

 

Der Stadtrat möge beschließen: 

1. Die Verwaltung wird gebeten, .eine Leitlinie zur inklusiven und damit vielseitigen Gestaltung und 

Nutzung von Spielplätzen  zu entwickeln, die sowohl für neue Spielplätze, die Neugestaltung wie 

auch für Ersatzbeschaffungen von Spielgeräten Aussagen trifft.  Dabei sollen die öffentlichen 

Spielplätze wie auch die Außengeländen von Kitas und Schulen in den Blick genommen werden. 

2. Bestandteil soll auch sein, die inklusive Gestaltung im Rahmen der Partizipation  zur Gestaltung 

von Spielplätzen zum Gegenstand des Gespräches zu machen, um den Bewusstseinsprozess 

noch weiter zu befördern. 

3. Der Entwurf der  Leitlinie soll  im Behindertenbeirat und im Jugendhilfeausschuss vorgestellt und 

diskutiert werden Das finanzielle Budget wird dabei berücksichtigt.  

4. Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, ob es finanzielle Hilfen von Land, Bund und / oder EU 

gibt.  
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Dr, Eckart Lensch (SPD Stadtratsfraktion) 

Ansgar Helm-Becker (Stadtratsfraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Walter Koppius (FDP STadtratsfraktion) 
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